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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Ein Postulat Grendelmeier (ldu, ZH) (Po. 97.3162), das den Bundesrat bat zu prüfen, ob
bei der direkten Bundessteuer die Maxima für den Abzug von Krankenkassenprämien
nicht entsprechend dem Anstieg der Prämien für die Grundversicherung angepasst
werden sollten, wurde vom Nationalrat überwiesen. Eine Motion Teuscher (gp, BE) (Mo.
96.3460), die den steuerlichen Abzug von Weiterbildungskosten, die für den
Wiedereinstieg ins Berufsleben nötig sind, verlangte, überwies er ebenfalls in
Postulatsform. 1

POSTULAT
DATUM: 20.06.1997
EVA MÜLLER

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Die Zusatzversicherungen waren auch Gegenstand einer parlamentarischen Initiative
der grünen Berner Nationalrätin Teuscher. Sie forderte ein Verbot der Benachteiligung
der Frauen insbesondere bei der Prämiengestaltung in der Halbprivat- und
Privatversicherung. Die Mehrheit der vorberatenden Kommission sprach sich dafür aus,
der Initiative Folge zu geben. Eine von Borer (svp, SO) angeführte Minderheit plädierte
hingegen für die strikte Beibehaltung der Freiheit der Versicherungen und der
Versicherten in diesem Bereich. Mit 78 zu 77 Stimmen bei drei Enthaltungen wurde die
Initiative äusserst knapp angenommen. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.1999
MARIANNE BENTELI

Bei einer weiteren Standesinitiative des Kantons Jura, die eine umfassende
Taggeldversicherung im KVG verlangte, welche die Deckung des Lohn- oder
Verdienstausfalls bei krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit gewährleistet, schloss sich
der Nationalrat hingegen wieder dem Ständerat an und lehnte sie ab. Da er in diesem
Bereich aber einen gewissen Handlungsbedarf als gegeben erachtete, überwies er ein
Postulat seiner SGK, welches den Bundesrat auffordert, die bestehende (minimale)
KVG-Regelung und die Praxis bei den privaten Taggeldversicherungen einer Evaluation
zu unterziehen und allfällige Gesetzgebungsvorschläge entweder im OR, im KVG, im
Versicherungsvertragsgesetz oder im AVIG dem Parlament zu unterbreiten.

Der Nationalrat nahm auch ein Postulat (03.3596) seiner SGK an, welches den Bundesrat
ersucht, das Zusammenspiel zwischen Grund- und Zusatzversicherung zu untersuchen;
bei einer Parlamentarischen Initiative (98.406) Teuscher (gp, BE), die eine
Nichtdiskriminierung der Frauen in den Zusatzversicherungen verlangte, wurde
dagegen die Frist zur Behandlung nicht mehr verlängert und der Vorstoss
abgeschrieben. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.03.2004
MARIANNE BENTELI

Zu den meisten Diskussionen zwischen den Kammern führte die neu zu schaffende
elektronische Versichertenkarte, mit welcher die administrativen Abläufe vereinfacht
werden sollen. Der Ständerat reicherte den Vorschlag des Bundesrates in drei Punkten
an. Insbesondere bezog er sich bereits auf die geplante, vom Bund zu vergebende
Sozialversicherungsnummer. Er bestimmte weiter, der Bundesrat müsse die
interessierten Kreise anhören. Zudem listete er die persönlichen Daten (Blutgruppe,
Krankheiten, Organspendervermerk etc.) auf, welche auf der Karte gespeichert werden
sollten . Gegen diese Bestimmung meldete David (cvp, SG) aus datenschützerischer
Sicht Bedenken an, stellte aber keinen Antrag, weshalb die Versichertenkarte in
ständerätlicher Form stillschweigend angenommen wurde. Dem Nationalrat lag ein
Antrag der Kommissionsmehrheit vor, noch etwas weiter zu gehen als der Ständerat. So
sollte nicht nur eine Benutzerschnittstelle für die Rechnungsstellung geschaffen,
sondern auch der Zugang zu einer elektronischen Krankengeschichte ermöglicht
werden, womit die Versichertenkarte eine eigentliche Gesundheitskarte geworden
wäre, die beispielsweise auch Mehrfachbehandlungen vermeiden könnte. Dagegen,
aber auch gegen den Ausbau durch den Ständerat, regte sich Widerstand. Eine

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.09.2004
MARIANNE BENTELI
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Minderheit um Hassler (svp, GR), die Zustimmung bei der FDP fand, schlug eine
wesentlich allgemeinere Formulierung ohne Schnittstelle zum Patientendossier vor und
verzichtete insbesondere auf eine Aufzählung der gespeicherten Daten. Ein
Einzelantrag Teuscher (gp, BE) wollte aus datenschützerischen Gründen den ganzen
Artikel streichen. Ihr Ansinnen wurde mit 140 zu 18 Stimmen abgelehnt, der Antrag der
Minderheit, welcher auch die Unterstützung des Bundesrates fand, mit 99 zu 61
Stimmen angenommen. Die Mehrzahl der Gegenstimmen kam von der SP, deren
Vertreter entgegen der Stellungnahme ihres Sprechers am Schluss die
Gesundheitskarte doch überwiegend ablehnten. Der Ständerat schloss sich im
Grundsatz der moderateren Formulierung an. Da aber im Antrag Hassler die
Sozialversicherungsnummer und die Anhörung der interessierten Kreise vor der
Einführung der Karte nicht mehr enthalten waren, hielt er in diesen Punkten an seiner
ersten Version fest, worauf sich der Nationalrat hier anschloss. 4

2005 waren im Nationalrat drei völlig identische Motionen (05.3589, 05.3590 und
05.3592) Galladé (sp, ZH), Häberli-Koller (cvp, TG) und Teuscher (gp, BE) bezüglich der
Leistungen bei Mutterschaft von Bortoluzzi (svp, ZH) trotz Zustimmung von Bundesrat
und Kommission bekämpft und damit der Diskussion vorderhand entzogen worden. Die
Motionärinnen kritisierten, dass das 1996 in Kraft getretene neue KVG die Leistungen
bei einer unkomplizierten Schwangerschaft und Geburt vom Selbstbehalt befreit, nicht
aber bei einer Risikoschwangerschaft, resp. dass die Formulierung im KVG unklar ist,
weshalb das Eidg. Versicherungsgericht in mehreren Präzedenzurteilen zu Gunsten des
Selbstbehalts entschieden hat. Im Berichtsjahr nun wurde eine ebenfalls gleich
lautende Motion Gutzwiller (fdp, ZH) diskussionslos angenommen, worauf sich der
Ständerat ebenfalls ohne Gegenstimme anschloss. 5

MOTION
DATUM: 24.03.2006
MARIANNE BENTELI

Abgelehnt, wenn auch nur knapp mit 92 zu 83 Stimmen, wurde eine parlamentarische
Initiative Teuscher (gp, BE), welche gleiche Prämien für Frauen und Männer in den
Zusatzversicherungen verlangte. Sie machte dafür gleichstellungspolitische Gründe
geltend, aber auch den Umstand, dass die höheren Kosten der Frauen in erster Linie
durch Schwangerschaften und Geburten verursacht seien; zudem würden viele Frauen
unentgeltliche pflegerische Leistungen übernehmen, welche die Gesundheitskosten
wesentlich entlasten. Die Mehrheit der vorberatenden Kommission verwies hingegen
darauf, dass der Gesetzgeber die Zusatzversicherungen bewusst nicht dem KVG,
sondern dem VVG unterstellt habe, weshalb in diesem Bereich die volle Vertragsfreiheit
zu gelten habe. Das Postulat der Prämiengleichheit könnte für die Frauen auch
durchaus negative Folgen haben, da es denkbar sei, dass die privaten
Krankenversicherer die Anträge der Frauen auf Zusatzversicherungen vermehrt
ablehnen würden. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.05.2006
MARIANNE BENTELI

Eine Motion Teuscher (gp, BE) forderte, dass die Gehälter der oberen Kader bzw. die
Entschädigung der Leitungsorgane der Versicherer im Bereich der obligatorischen
Krankenversicherung nach oben begrenzt werden können. Der Bundesrat war der
Ansicht, dass kein Anlass bestehe, die Löhne der leitenden Organe der
Krankenversicherer zu begrenzen, solange die Versicherer ihre Verwaltungskosten auf
das für eine wirtschaftliche Geschäftsführung erforderliche Mass beschränken und
beantragte daher die Ablehnung der Motion. Diese Meinung teilte auch der Nationalrat,
welcher den Vorstoss mit 112 gegen 58 Stimmen ablehnte. 7

MOTION
DATUM: 14.06.2010
LUZIUS MEYER

1) AB NR, 1997, S. 1489; AB NR, 1997, S. 522 f.
2) AB NR, 1999, S. 1973 ff.
3) AB NR, 2004, S. 186 ff. und 422 ff.
4) AB SR, 2004, S. 457 ff., 559 und 652; AB NR, 2004, S. 1502 ff., 1633 und 1763.
5) AB NR, 2006, S. 486; AB SR, 2006, S. 673.
6) AB NR, 2006, S. 658 ff.
7) AB NR, 2010, S. 968 f.
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